
Die junge Frau aus Melle in nieder-
sachsen wurde wie ein Staatsgast
empfangen. Ein regierungsvertre-

ter und etliche Fotografen erwarteten Elif
Yaman in ankara. Eine Limousine brach-
te die 19-Jährige zu einem Hotel, vor dem
sie ihrer Mutter weinend in die arme fiel.
Das Fernsehen war live dabei.

auf diese Bilder hatten die türkischen
Journalisten und Politiker gewartet, und
auf den Satz, den Elif Yaman dann sagte:
„ich hätte es schöner gefunden, in einer
türkischen Familie aufzuwachsen.“

Es war ein Satz, wie ihn Bekir Bozdag
liebt. Bozdag, 48, ist stellvertretender tür-
kischer Ministerpräsident und, im Fall
 Yaman ist das noch wichtiger, Chef des
„amts für auslandstürken“.

Vor sieben Jahren hatte ein deutsches
Jugendamt Elif Yamans alleinerziehender,
überforderter Mutter das Sorgerecht ent-
zogen. Das Mädchen kam zu deutschen
Pflegeeltern. Dort wuchs es auf. Die Mut-
ter zog zurück in die türkei.

Vor wenigen Monaten begann Bekir
Bozdag, sich für die Yamans zu inter -
essieren. Sein Chef, Ministerpräsident
 recep tayyip Erdogan, betreibt eine

europa weite Kampagne gegen die angeb-
liche Zwangsbekehrung türkisch-mus -
limischer Pflegekinder. in Wahrheit ver-
suchen deutsche Jugendämter, wenn mus-
limische Eltern ihr Sorgerecht verlieren,
die Kinder bei muslimischen Familien un-
terzubringen. Erst wenn dies nicht gelingt,
können die Kinder auch Eltern mit einer
anderen Konfession anvertraut werden.

Bekir Bozdag denunziert diese Praxis
als „assimilierung“. „Wir stehen vor ei-
ner großen tragödie“, sagte er im ver-
gangenen Jahr und versprach, alles zu
tun, um „unsere Kleinen zu retten“. tat-
sächlich schürt er damit den argwohn
von Einwanderern gegenüber deutschen
Behörden. türkische Medien nehmen
Bozdags Vorwürfe gern auf: „nazis also“,
empörte sich das Boulevardblatt „tak-
vim“. Die deutschen Jugendämter wür-
den „Familien zerstören“, schrieb die
größte türkische tageszeitung „Zaman“.

Der Fall Yaman sollte genau dies illu -
strieren. Bozdags Beamte organisierten
ein Wiedersehen von Mutter und tochter.
Die Begegnung wurde inszeniert wie die
Heimkehr eines vermissten Kindes – als
hätte die türkische regierung mit Hel-

denmut wiedergutgemacht, was herzlose
deutsche Behörden verbrochen  hatten.

im Pflegefamilien-Streit setzt sich Mi-
nisterpräsident Erdogan so in Szene, wie
er sich am liebsten sieht: als Patron der
türken weltweit. Bei einem Wahlkampf-
auftritt in Düsseldorf 2011 rief er seinen
anhängern zu: „ich bin hier, um nach
 eurem Wohl zu schauen. ihr seid meine
Staatsbürger, ihr seid meine Freunde, ihr
seid meine geschwister.“

Die jüngste Kampagne ist typisch für
Erdogans zunehmend aggressive Diaspo-
ra-Politik. Seine regierung gibt vor, sich
für die integration türkischer Einwande-
rer und ihrer Kinder in Deutschland ein-
zusetzen. tatsächlich bewirkt sie das ge-
genteil.

2010 schuf Erdogan das amt für aus-
landstürken, eine Behörde in ankara mit
etwa 300 Mitarbeitern, verantwortlich für
rund vier Millionen türken in aller Welt.
„Wo immer einer unserer Landsleute ist,
da sind auch wir“, verspricht das amt
von Bekir Bozdag.

in den vergangenen Monaten fiel der
Vizepremier jedoch vor allem durch an-
griffe gegen den deutschen Staat auf. Bei
einem treffen mit Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich im Februar kritisier-
te er Sprachkurse für Einwanderer als
„Menschenrechtsverletzung“. als in Köln
bei einem Häuserbrand zwei türkische
Migranten ums Leben kamen, verhöhnte
Bozdag die informationspolitik der Be-
hörden als „lächerlich“. im Streit um den
Zugang türkischer Journalisten zum nSU-
Prozess bezweifelte er die glaubwürdig-
keit der richter und sagte: „aus unserer
Sicht ist dieses gericht erledigt.“

So nutzt die türkische regierung das
infolge der Sarrazin-Debatte und der
nSU-Morde erschütterte Vertrauen vieler
Migranten in den deutschen Staat – um
einen Keil zwischen Einwandererfamilien
und Mehrheitsgesellschaft zu treiben.
Zwar hätten Politiker aus ankara seit je
versucht, Einfluss auf türken im ausland
auszuüben, sagt ali Dogan, generalsekre-
tär der alevitischen gemeinde Deutsch-
land, die der türkischen regierung eher
fernsteht. aber kein anderer gehe so
schamlos vor wie Erdogan, und gleichzei-
tig so strategisch.

Bereits 2005 eröffnete der Ministerprä-
sident in Köln die Zentrale der Union Eu-
ropäisch-türkischer Demokraten (UEtD),
einen Lobbyverein seiner islamisch-kon-
servativen aK-Partei. Die organisation
wirbt unter Einwanderern um Stimmen
für Erdogan und bereitete auch dessen
reden in Deutschland vor.

als das UEtD-Büro in Berlin einge-
weiht wurde, hielt Vizepremier Bozdag
eine ansprache: „Wir wollen uns um ihre
Sorgen kümmern und uns tag und nacht
um eine Lösung bemühen.“

Das ist allenfalls ein teil der Wahrheit.
Mit ihrer Diaspora-Politik verfolgt die tür-
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Mutter und Tochter Yaman: Inszenierte Heimkehr eines vermissten Kindes

M i g r a t i o n

Ersatzkanzler in Ankara
Der türkische Ministerpräsident recep tayyip Erdogan geriert

sich als Patron türkischer Einwanderer in Deutschland. 
Doch seine aggressive Diaspora-Politik torpediert integration.



kische regierung vor allem eigennützige
Ziele: Sie will die Migranten als aKP-Un-
terstützer im ausland einspannen und
sich zu Hause als anwältin türkischer in-
teressen profilieren.

Zum Jahreswechsel hat das amt für
auslandstürken einen Beirat geschaffen,
dem Vertreter von Migrantenorganisatio-
nen, Wissenschaftler, islam-Funktionäre
aus aller Welt, insbesondere aus Deutsch-
land, angehören. Darunter sind der ge-
neralsekretär der islamistischen Milli-gö-
rüş-Bewegung, die in Deutschland vom
Verfassungsschutz beobachtet wird, und
ein hochrangiger Funktionär der islamis-
tischen gemeinde des Predigers Fethullah
gülen.

auf der Homepage des amts für aus-
landstürken wird als Beiratsmitglied al-
lerdings auch der Politikwissenschaftler
ahmet Ünalan genannt, der als referent
im nordrhein-westfälischen Schulministe-
rium für die gestaltung des islam-Unter-
richts zuständig ist. Ünalan kritisiert die
Polemik des Vize-Premiers Bozdag und
sagt, er habe sich inzwischen darum be-
müht, von der Beiratsliste gestrichen zu
werden.

offiziell soll das amt der regierung
dabei helfen, türkische Staatsbürger im
ausland besser unterstützen zu können.
Murat Cakir von der rosa-Luxemburg-
Stiftung glaubt hingegen, dass die Beirats-
mitglieder als Lobbyisten der türkischen
regierung tätig werden sollen – etwa für
eine linientreue Bewertung des Kurden-
Konflikts oder des Völkermords an den
armeniern.

* auf einer Wahlkampfveranstaltung für die aKP.

Schon 2008 warnte Erdogan in seiner
umstrittenen Kölner rede, assimilation
sei ein Verbrechen gegen die Menschlich-
keit. gleichzeitig forderte er seine Lands-
leute in der Fremde unverhohlen dazu
auf, sich für die Belange der türkei ein-
zusetzen. „Sie können Druck ausüben,
um Beschlüsse der Parlamente in den je-
weiligen Ländern zu erwirken. Warum
sollten nicht auch wir Lobbyismus betrei-
ben, um unsere interessen zu schützen?“

Bundestagsabgeordnete türkischer Her-
kunft wie Memet Kilic, integrationspoli-
tischer Sprecher der grünen, werden re-
gelmäßig von türkischen regierungsver-
tretern zu aKP-Veranstaltungen in die
türkei gebeten. Kilic hat solche Einladun-
gen bislang ausgeschlagen. Er will nicht
teil einer Strategie sein, die Migranten
für Erdogans „neo-osmanische“ agenda
instrumentalisiert.

in Deutschland leben zwischen 1,1 und
1,3 Millionen wahlberechtigte türken.
Die Bundesrepublik ist damit nach istan-
bul, ankara und izmir der viertgrößte
türkische Wahlbezirk – allerdings muss-
ten türken im ausland bislang in ihr Hei-
matland reisen, um ihre Stimme am Flug-
hafen abzugeben, Briefwahl gab es nicht.
Erdogan will im kommenden Jahr erst-
mals Urnen in der türkischen Botschaft
und in den Konsulaten in Deutschland
aufstellen lassen.

Bei der Parlamentswahl 2011 votierten
61 Prozent der auslandstürken für die
aKP, weit mehr als in der türkei selbst,
wo die Partei auf insgesamt 50 Prozent
der Stimmen kam. Erdogan ist bei Mi -
granten in Deutschland beliebt, er ver-
mittelt ihnen Selbstbewusstsein und ein

gefühl, das sie hier allzu häufig vermis-
sen: Zugehörigkeit.

Sein Stellvertreter Bozdag würde am
liebsten das Wahlrecht ausweiten, auf
 Menschen, die einen türkischen Pass be-
saßen – also auch auf deutsche Staatsbür-
ger türkischer Herkunft. Der CDU-Poli-
tiker und frühere integrationsminister
nordrhein-Westfalens armin Laschet
nannte das Vorhaben „integrationspoli-
tisch schädlich“, auch weil es suggeriere,
der türkische Staat könne die Lebensbe-
dingungen der Menschen in Deutschland
verbessern.

Menschen mit Migrationshintergrund
haben hierzulande immer noch schlech-
tere Chancen, einen ausbildungs- oder
arbeitsplatz zu finden, als Kinder deut-
scher Eltern. Viele Einwanderer fühlen
sich mit ihren Sorgen von deutschen Poli -
tikern nicht ernst genommen. Die türki-
sche regierung springt in diese Lücke:
Erdogan präsentiert sich als eine art Er-
satzkanzler für türkische Migranten und
ihre Kinder. gleichzeitig entfremdet er
sie der deutschen gesellschaft mit Kam-
pagnen wie zuletzt der gegen christliche
Pflegefamilien.

Vergebens hat sich innenminister Fried-
rich bei seinem Besuch in ankara im Fe -
bruar bemüht, die türkische regierung
zu beschwichtigen. auch von appellen
aus Europa lässt sich der selbstbewusste
Premierminister nicht schrecken. aus-
bremsen, sagt der grünen-Politiker Kilic,
könne man Erdogan am besten durch
eine erfolgreiche integrationspolitik: eine,
die bei Migranten gar nicht erst die Sehn-
sucht nach Unterstützung aus ankara auf-
kommen lässt. Maximilian Popp
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